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1. Ausgangslage 

Die nachfolgenden Empfehlungen der SKOS sind vorbehaltlich von kan-
tonalen und kommunalen Regelungen und gelten für die Dauer der ver-
ordneten Massnahmen zur Bekämpfung einer Ausbreitung des Corona-
Virus. 

Sie gelten für die zum Publikationszeitpunkt geltende Lage und werden 
bei Bedarf aktualisiert. Die jeweils aktuellste Version finden Sie auf der 
SKOS-Webseite: https://skos.ch/publikationen/merkblaetter/ 

Der Bundesrat hat am 16. März 2020 zum Schutz der Bevölkerung und zur Aufrechterhaltung 
des Gesundheitssystems eine «ausserordentliche Lage» erklärt und diverse Massnahmen 
ergriffen, die vorderhand bis zum 19. April 2020 gelten (siehe www.bag.admin.ch). Diese 
vom Bund verordneten Massnahmen haben Auswirkungen auf die Sozialhilfe. Konkret las-
sen sich folgende Konstellationen unterscheiden: 

• Arbeit auf Sozialdiensten (Ziff. 2): Wie in anderen Betrieben müssen bei der Arbeit auf 
den Sozialdiensten die Massnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung des Virus be-
rücksichtigt werden. 

• Fortführung der bisherigen Unterstützung (Ziff. 3): Die Einschränkungen des öffentli-
chen Lebens und der Arbeitswelt haben Auswirkungen auf das Verfahren, Auflagen und 
Sanktionen bei der Unterstützung von laufenden Fällen. 

• Gesuche um neue oder zusätzliche Unterstützung (Ziff. 4): Aufgrund der einschränken-
den Massnahmen zur Bekämpfung des Corona-Virus ist davon auszugehen, dass ver-
mehrt Personen auf finanzielle Unterstützung in der Form einer Überbrückungshilfe an-
gewiesen sind. Dabei stellen sich zahlreiche Fragen, u.a. zur Subsidiarität der Sozialhilfe 
und zu ihrer Rechtzeitigkeit. 

• Massnahmen für Bildung sowie berufliche und soziale Integration (Ziff. 5): Aufgrund 
der ausserordentlichen Lage können zahlreiche Massnahmen im Bereich Bildung sowie 
berufliche und soziale Integration nicht mehr durchgeführt werden, in diesen Fällen sind 
sie zu sistieren. In anderen Fällen können sie unter gewissen Bedingungen fortgeführt 
werden. 

Es ist damit zu rechnen, dass es zur Bewältigung der ausserordentlichen Lage in Kürze neue 
Dienstleistungen für besonders betroffene Personen brauchen wird. Die Sozialdienste und 
ihre Partnerorganisationen bringen für solche Dienstleistung wichtige Kompetenzen mit. 
Falls Sozialdienste oder Partnerorganisationen über nicht mehr beschäftigtes Personal ver-
fügen, könnte dieses für entsprechende Dienstleistungen angefragt werden. 

  

https://skos.ch/publikationen/merkblaetter/
www.bag.admin.ch
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2. Arbeit auf den Sozialdiensten 

Die Sozialhilfe als Dienstleistung für Menschen in prekären Lebenslagen 
muss aufrechterhalten bleiben, ohne die Gesundheit der Beteiligten zu 
gefährden. 

Sozialdienste als kommunale und kantonale Verwaltungseinheiten erhalten Anweisungen 
von ihren vorgesetzten Stellen, diese müssen für spezifische Themen der Sozialhilfe herunter 
gebrochen werden. Die folgenden Empfehlungen stützen sich auf Massnahmen, die seit dem 
Bestehen der ausserordentlichen Lage in verschiedenen Kantonen und Gemeinden einge-
führt wurden: 

Beratungsgespräche und Sitzungen 

• Persönliche Beratungsgespräche sind generell auszusetzen, begründete Ausnahmen 
müssen möglich sein. Es gilt der Grundsatz «so viel wie nötig, so wenig wie möglich». 
Persönliche Gespräche können bei einer Vielzahl unterstützter Personen problemlos sis-
tiert werden, in Einzelfällen jedoch nicht (z.B. Unterstützung von psychisch belasteten 
Personen, die aufgrund der aktuellen Lage und der Berichterstattung verunsichert sind 
in Absprache mit der Psychiatrie, oder wo ein Bedarf an weiterer persönlicher Hilfe be-
steht). 

• Notwendige persönliche Beratungsgespräche sind grundsätzlich auf eine kurze Zeit 
(15min) zu beschränken, allerdings sind auch hier besondere Bedürfnisse zu berücksich-
tigen. Weitere Beratungen sind möglichst telefonisch oder elektronisch (z.B. Skype, 
Facetime, WhatsApp) oder schriftlich (z.B. Brief, E-Mail, SMS, WhatsApp) durchzufüh-
ren. Datenschutz-Bedenken in der Nutzung sind zu berücksichtigen und einzuhalten, 
sollten in der ausserordentlichen Lage aber nicht die Gefährdung durch den Corona-Vi-
rus oder die Existenzsicherung übersteuern.  

• Die Schalter für Intake-Gespräche sind so auszugestalten, dass Mitarbeitende und an-
tragstellende Personen gleichermassen vor einander geschützt sind und dass die emp-
fohlenen Hygiene-und Abstandsregeln eingehalten werden können. 

• Teamsitzungen und interne Besprechungen aller Art sind möglichst zu vermeiden oder 
mit anderen Mitteln durchzuführen (Video- oder Telefonkonferenz, Zirkularweg). 

• Weitere Massnahmen zur Reduktion der internen Sitzungen sind zu prüfen. So lassen 
sich Sitzungen von Sozialbehörden vorübergehend reduzieren, wenn Entscheidungsbe-
fugnisse für bestimmte Fragen an Sozialdienste delegiert werden. 
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Empfehlungen für Mitarbeitende 

• Die Arbeitsplätze und Arbeitszeiten von Mitarbeitenden sind so zu organisieren, dass die 
Empfehlungen des BAG eingehalten werden können. 

• Wenn Mitarbeitende oder Personen in deren Haushalt erkranken, müssen sie zuhause 
bleiben. Soweit ihnen eine Arbeit möglich ist, ist diese nach Möglichkeit im Home-Office 
zu erledigen. Wenn dies nicht möglich ist, sind sie auf Kosten des Arbeitgebers zu beur-
lauben. 

• Besonders gefährdete Personen sollen ihre Arbeit im Home-Office erledigen. Wenn dies 
nicht möglich ist, sind sie auf Kosten des Arbeitgebers zu beurlauben. 

3. Fortführung der bisherigen Unterstützung 

Sozialhilfe soll die Existenz von bedürftigen Personen sichern. In der ausserordentlichen Lage 
bleibt die Existenzsicherung zentral, während Massnahmen und Auflagen für Bildung sowie 
berufliche und soziale Integration vorübergehend in den Hintergrund treten. 

Sozialhilfe ist auch in der ausserordentlichen Lage individualisiert zu er-
bringen. Der allgemeinen Lage ist ebenso Rechnung zu tragen wie den 
Schutzbedürfnissen von Personen, die durch den Corona-Virus beson-
ders gefährdet sind. 

Unter allen Umständen ist sicherzustellen, dass die finanziellen Leistungen weiterhin zuver-
lässig erbracht werden (Auszahlung GBL, Miete, Krankenkasse, Gesundheitskosten und 
sonstige Rechnungen, die über den Sozialdienst laufen). Die Reduktion von Leistungen der 
materiellen Grundsicherung müsste mittels Beschluss erfolgen (inkl. Rechtl. Gehör, Prüfung 
der Verhältnismässigkeit). 

Massnahmen im Bereich Bildung und berufliche und soziale Integration sind während der 
ausserordentlichen Lage im bisherigen Rahmen vielfach nicht mehr durchführbar und in die-
sen Fällen zu sistieren. In anderen Fällen können sie unter gewissen Bedingungen fortgeführt 
werden (vgl. Ziff. 5). 

Persönliche Hilfe 

• Eine Konzentration von Sozialhilfe auf zentrale Leistungen soll nicht einen Abbau bedeu-
ten. Im Gegenteil: Betroffene Personen können einen zusätzlichen Bedarf an persönli-
cher Hilfe haben, damit sie belastende Lebenslagen angesichts der aktuellen Einschrän-
kungen des öffentlichen Lebens zu bewältigen vermögen (z.B. Persönliche Beratungsge-
spräche, Vermittlung von Hilfe beim Einkaufen für besonders gefährdete Personen). 
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Allgemeine Mitwirkungspflichten 

• Wer Sozialhilfe beantragt und bezieht, ist zur Mitwirkung verpflichtet. Für die Dauer der 
ausserordentlichen Lage ist jedoch zu berücksichtigen, welche Mitwirkung erbracht wer-
den kann und welche nicht und welche Mitwirkung mit Blick auf die Ziele der Sozialhilfe 
in dieser ausserordentlichen Lage sinnvoll ist. 

• Auskunfts- und Meldepflichten betreffend die persönliche und finanzielle Situation gel-
ten weiterhin (z.B. Bekanntgabe von Einkommens- und Vermögensverhältnissen, Grösse 
und Zusammensetzung der Haushaltsgemeinschaft, Familienverhältnisse, Verpflichtun-
gen der materiellen Grundsicherung und Informationen zur Gesundheit). Veränderun-
gen in diesen Bereichen sind unaufgefordert zu melden. 

• Pflichten zur Minderung der Bedürftigkeit gelten weiterhin, soweit dies in der ausseror-
dentlichen Lage möglich ist (z.B. Geltendmachung von Drittansprüchen, Senkung von 
überhöhten Fixkosten). 

• Sozialdiensten wird empfohlen, unterstütze Personen schriftlich über eine allfällige Sis-
tierung von Mitwirkungspflichten zu informieren. 

Auflagen im Zusammenhang mit der Sozialhilfe 

• Auflagen müssen sich auf eine rechtliche Grundlage stützen und dem Zweck der Sozial-
hilfe dienen. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit ist zu beachten. Wenn sich seit Er-
lass einer Auflage die Umstände wegen der ausserordentlichen Lage so geändert haben, 
dass die darin vorgegebenen Pflichten nicht mehr eingehalten werden können (z.B. Ab-
klärungen bei Vertrauensärzten, Teilnahme an eingestellten Programmen), oder ein 
Festhalten an den Pflichten nicht mehr verhältnismässig ist (z.B. Auflage zur Wohnungs-
suche, wenn Besichtigungen nicht mehr möglich sind), ist sie vorläufig zu sistieren. 

• Auflagen zur Teilnahme an Programmen zur Bildung sowie zur beruflichen und sozialen 
Integration sind nicht mehr ohne weiteres verpflichtend (vgl. Ziff. 5). Vertraglich verein-
barte Leistungen müssen in jedem Fall weiterhin erbracht werden (z.B. sind Löhne für 
Taglohnprogramme so auszurichten, wie wenn die Programme besucht werden (vgl. 
nachfolgendes zu IZU und EFB)). Wo die Arbeitsplätze weiterbestehen und eine Teil-
nahme für die verpflichtete Person unter Würdigung der gesamten Umstände zumutbar 
ist, bleibt die Auflage verpflichtend. 

• Sozialdiensten wird empfohlen, unterstütze Personen schriftlich über eine allfällige Sis-
tierung der für sie gesprochenen Auflagen zu informieren. 

Einkommensfreibeträge und Integrationszulagen 

• Für die Erwerbstätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt (Arbeitnehmende und Selbststän-
digerwerbende) und Bemühungen für die eigene berufliche und soziale Integration sind 
Einkommensfreibeträge und Integrationszulagen vorgesehen. Soweit die ausserordent-
liche Lage dazu führt, dass die bisher honorierten Leistungen nicht mehr erbracht wer-
den können, ist dies bei der Bemessung der Unterstützung zu berücksichtigen. 
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• Einkommensfreibetrag EFB: Wird grundsätzlich dann gewährt, wenn eine Arbeitsleis-
tung erbracht wird. Wurde vor Beginn der ausserordentlichen Lage eine EFB-berechti-
gende Arbeitsleistung erbracht und kann sie nun vorübergehend nicht erbracht werden, 
ist der EFB im bisherigen Umfang bis zum Ende der ausserordentlichen Lage weiter im 
Budget zu berücksichtigen. Dies gilt für Arbeitnehmende ebenso wie für Selbstständi-
gerwerbende. Im Falle einer Verlängerung der ausserordentlichen Lage wird eine An-
passung dieser Empfehlung geprüft. 

• Integrationszulage IZU: Analog der Empfehlungen für den EFB. Wenn Bemühungen für 
die eigene soziale und berufliche Integration erbracht wurden, die nun aufgrund der 
ausserordentlichen Lage nicht mehr erbracht werden können, ist die IZU im bisherigen 
Umfang bis zum Ende der ausserordentlichen Lage weiter im Budget zu berücksichtigen. 
Im Falle einer Verlängerung der ausserordentlichen Lage wird eine Anpassung dieser 
Empfehlung geprüft. 

• Erwerbsunkosten hingegen verlieren ihre Berechtigung und könnten deshalb gestrichen 
werden. Dies soll aber nicht rückwirkend geschehen, sondern bei länger andauernder 
Sistierung der Tätigkeit ab einem festzulegenden Zeitpunkt. 

Leistungskürzungen und Sanktionen 

Wenn Sanktionen in der ausserordentlichen Lage vollzogen werden, 
muss deren Verhältnismässigkeit neu geprüft werden. Wenn eine Leis-
tungskürzung im Umfang von 30% des Grundbedarfs vor Erlass der Epi-
demie-Massnahmen zumutbar war, bedeutet dies nicht, dass sie auch in 
der jetzt geltenden Lage noch zumutbar ist. 

Dies muss insbesondere bei der Sanktionierung von Haushalten mit Kin-
dern und Jugendlichen oder mit besonders gefährdeten Personen be-
rücksichtigt werden. In solchen Fällen kann es angebracht sein, eine Leis-
tungskürzung für die Dauer der ausserordentlichen Lage ganz oder teil-
weise zu sistieren. 

• Leistungskürzungen in der Form von Sanktionen dienen primär dazu, um unterstützte 
Personen zu einer Verhaltensänderung zu bewegen, wenn sie ihren Pflichten und Aufla-
gen im Zusammenhang mit der Sozialhilfe bisher nicht nachgekommen sind. Soweit sich 
diese Auflagen aufgrund der ausserordentlichen Lage nicht mehr erfüllen lassen, sind 
daher grundsätzlich auch die betreffenden Sanktionen zu überdenken und ggf. vorläufig 
zu sistieren. 

• Bei wiederholtem und schwerwiegendem Fehlverhalten können Sanktionen vollzogen 
oder fortgeführt werden. In diesen Fällen dient die Leistungskürzung nämlich nicht (nur) 
einer Verhaltensänderung. 

• Sozialdiensten wird empfohlen, unterstütze Personen schriftlich über eine allfällige Sis-
tierung oder Reduktion der für sie gesprochenen Sanktion zu informieren. 
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Leistungsreduktion zwecks Rückerstattung unrechtmässig bezogener Leistungen 

• Eine Forderung auf Rückerstattung kann mit der laufenden Unterstützung ratenweise 
verrechnet werden. Dabei sind die Vorgaben zum Umfang und zur Verhältnismässigkeit 
zu beachten, die auch bei Leistungskürzungen als Sanktion gelten. Wenn eine Leistungs-
reduktion zwecks Rückerstattung vor Erlass der weitgehenden Corona-Massnahmen zu-
mutbar war, bedeutet dies nicht, dass sie auch in einer ausserordentlichen Lage noch 
zumutbar ist. 

Einstellungen wegen Verletzung der Subsidiarität 

• Die teilweise oder vollumfängliche Einstellung von Unterstützungsleistungen ist u.a. 
dann zulässig, wenn sich eine Person weigert, eine zumutbare und konkret zur Verfü-
gung stehende Arbeit anzunehmen oder einen ihr zustehenden, bezifferbaren und 
durchsetzbaren Rechtsanspruch auf Unterhaltsbeiträge oder ein Ersatzeinkommen gel-
tend zu machen. Wo die Möglichkeiten zur Annahme einer bezahlten Arbeit aufgrund 
der ausserordentlichen Lage nicht mehr besteht, oder wo eine Geltendmachung von 
Drittansprüchen grundsätzlich möglich, aber aufgrund der ausserordentlichen Lage er-
schwert ist, sind die Voraussetzungen für eine (Teil-)Einstellung von Unterstützungsleis-
tungen nicht erfüllt. 

Fristen und Verfahrensrechte 

• Entscheide von Sozialdiensten sind mit Fristen verknüpft, in denen eine unterstützte 
Person eine Auflage zu erfüllen hat, oder in denen ein Rechtsmittel ergriffen werden 
kann. Aufgrund der ausserordentlichen Lage und den damit verbundenen Einschränkun-
gen ist empfohlen, derzeit grundsätzlich keine Verfügungen zu erlassen, die aufgrund 
des kantonalen Sozialhilfe- und Verwaltungsverfahrensrechts eine vorgegebene Frist zur 
Folge haben. Dies muss insb. für Verfügungen zulasten von unterstützten Personen gel-
ten. Wenn Fristen zum Erfüllen von Auflagen gesetzt werden, sind bei deren Festsetzung 
die aktuellen Umstände zu berücksichtigen. 

• Wenn gesetzliche Fristen dennoch laufen und ungenutzt verstreichen, werden die be-
treffenden Entscheide grundsätzlich formell rechtskräftig. Lässt es das kantonale Recht 
zu, kann im Bedarfsfall ein Gesuch um Wiederherstellung der Rechtsmittelfrist gestellt 
werden. Ansonsten können unterstützte Personen gestützt auf kantonales Recht auch 
ein Gesuch um Wiedererwägung stellen. Sozialhilfeorganen wird empfohlen, auf Wie-
dererwägungsgesuche grundsätzlich einzutreten, wenn jemand aus nachvollziehbaren 
Gründen in Anbetracht der aktuellen ausserordentlichen Lage kein Rechtsmittel ergrif-
fen hat. Wiedererwägungsgesuche entfalten zwar keine aufschiebende Wirkung. Es wird 
jedoch in der ausserordentlichen Lage empfohlen, bei Eingang eines Wiedererwägungs-
gesuchs den an sich rechtskräftigen Beschluss bis zum Entscheid über das Wiedererwä-
gungsgesuch nicht zu vollstrecken. Der materielle Entscheid über das Wiedererwägungs-
gesuch löst wiederum eine neue Rechtsmittelfrist aus, womit grundsätzlich auch die auf-
schiebende Wirkung gilt. 
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• Sozialhilfeorgane haben das Recht auf Akteneinsicht, Orientierung, Äusserung und Mit-
wirkung bei der Sachverhaltsabklärung (rechtliches Gehör) zu wahren. Angesichts der 
ausserordentlichen Lage ist zu berücksichtigen, dass die Gewährung des rechtlichen Ge-
hörs allenfalls besonderer Voraussetzungen bedarf (Schriftlichkeit, per Telefon, Face-
time oder Skype mit Bestätigung des Inhalts per E-Mail). Insbesondere bei besonders 
gefährdeten Personen ist sicherzustellen, dass sie über zumutbare Möglichkeiten verfü-
gen, um sich zu relevanten Fragen äussern zu können. 

4. Bearbeitung von Gesuchen um neue oder zusätzliche 
Unterstützung 

Jeder Mensch, der seine Existenz nicht rechtzeitig oder hinreichend aus eigener Kraft sichern 
kann, hat Anspruch auf Sicherung einer menschenwürdigen Existenz und Hilfe in Notlagen 
durch den Staat. Dieser Anspruch wird im Kerngehalt durch Art. 12 der Bundesverfassung 
garantiert. Darüber hinaus garantieren die Kantone ihrer Bevölkerung ein soziales Existenz-
minimum in Form von Sozialhilfe. 

Sozialhilfe muss rechtzeitig erbracht werden. Unaufschiebbare wirt-
schaftliche Hilfe muss in dringenden Fällen sofort geleistet werden. Un-
ter Umständen besteht bereits ein Unterstützungsanspruch, wenn die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse noch nicht vollständig 
abgeklärt sind, aber mit hoher Wahrscheinlichkeit ein Sozialhilfean-
spruch besteht. 

Die geltenden Empfehlungen und Bestimmungen zur Abklärung von Bestand und Umfang 
eines Anspruchs auf Sozialhilfe wurden ohne Berücksichtigung von Epidemie-Massnahmen 
beschlossen. Damit die Sozialhilfe in der ausserordentlichen Lage ihren Auftrag erfüllen kann 
und die verfassungsrechtlich garantierten Ansprüche erbracht werden können, bedarf es 
Anpassungen beim Verfahren um Anspruchsprüfung. Die Verfahrensbestimmungen dürfen 
nicht dazu führen, dass die notwendige Unterstützung aus formalen beziehungsweise ter-
minlichen Gründen nicht rechtzeitig geleistet werden kann. Eine vollständige Prüfung von 
Zuständigkeit, Bedürftigkeit und Umfang des Anspruchs kann nachgängig sichergestellt wer-
den. 

Allgemeines zu neuen Unterstützungsgesuchen 

• Einen Anspruch auf Sozialhilfe haben nur jene Personen, deren Bedürftigkeit nachge-
wiesen ist. Zur Prüfung der Bedürftigkeit muss grundsätzlich Folgendes deklariert und 
schriftlich belegt werden: Einkommens- und Vermögensverhältnisse, Grösse und Zu-
sammensetzung der Haushaltsgemeinschaft, Familienverhältnisse, Verpflichtungen der 
materiellen Grundsicherung und Informationen zur Gesundheit. 
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• Ob und in welchem Umfang eine Bedürftigkeit besteht, lässt sich in vielen Fällen bereits 
dann abschätzen, wenn die persönlichen Umstände und die Subsidiarität noch nicht um-
fassend geklärt sind. Wenn die Notlage mit hoher Wahrscheinlichkeit besteht, ist auf 
Grundlage der vorhandenen Informationen eine Unterstützung zu bemessen und (allen-
falls bevorschussend) auszurichten. 

• Analog der Bestimmungen zur Bevorschussung von Sozialhilfe kann die Unterstützung 
vom Unterzeichnen einer Rückerstattungserklärung und/oder einer Abtretungserklä-
rung zuhanden des unterstützenden Sozialhilfeorgans abhängig gemacht werden. Im 
Unterstützungsbeschluss kann darauf hingewiesen werden, dass der Anspruch aufgrund 
nicht vollständiger Unterlagen nicht abschliessend festgelegt werden konnte und aus 
diesem Grund eine Rückerstattung vorbehalten ist. Gestützt auf solche Massnahmen 
kann der Sozialdienst sicherstellen, dass Unterstützungsleistungen rückgefordert wer-
den können, auf die gemäss nachgängig durchgeführter, vollständiger Prüfung gar kein 
Anspruch bestand. 

• Dies gilt auch dann, wenn die örtliche Zuständigkeit noch nicht abschliessend geklärt ist. 
Bei zweifelhafter örtlicher Zuständigkeit ist die Unterstützung durch das angefragte Ge-
meinwesen einstweilen, d.h. ohne Anerkennung einer Rechtspflicht, aufzunehmen. Ein 
anderes möglicherweise zuständiges Gemeinwesen ist über die vorläufige Aufnahme 
der Unterstützung zu informieren. 

Besonderes zu Unterstützungsgesuchen von selbständig Erwerbenden 

• Aufgrund der weitgehenden Einschränkungen des öffentlichen Lebens, den Auflagen zur 
Schliessung zahlreicher Geschäfte und Dienstleistungsbetrieben können sich selbständig 
Erwerbende plötzlich in einer wirtschaftlichen Notlage sehen. Sie sind in diese Notlage 
nicht deshalb geraten, weil ihr Geschäftsmodell nicht funktioniert, sondern weil ihnen 
die ausserordentliche Lage die normale Geschäftsführung verunmöglicht. Politik und 
Verwaltung arbeiten unter Hochdruck an Lösungen für diese Personen. Bis diese verfüg-
bar sind, muss die Sozialhilfe als unterstes Netz der Existenzsicherung greifen und die 
materielle Grundsicherung der Personen sicherstellen. 

• Bei der Ausrichtung von Sozialhilfe an selbständig Erwerbende ist mittels Rückerstat-
tungsverpflichtung und Abtretung allfälliger staatlicher Entschädigungen oder Versiche-
rungsleistungen für Folgeschäden eine Rückerstattung sicherzustellen. Unterstützten 
Personen ist die Auflage zu erteilen, dass sie allfällige staatliche Entschädigungen oder 
Versicherungsleistungen für Folgeschäden geltend machen. 

• Die Sozialhilfe für selbstständig Erwerbende beschränkt sich auf ihre materielle Grund-
sicherung. Betriebskosten werden in der Regel nicht zu Lasten der Sozialhilfe übernom-
men. 

• Bei selbstständig Erwerbenden gelten die allgemeinen Empfehlungen zur vereinfachten 
Prüfung von Unterstützungsansprüchen (vgl. «Allgemeines zu neuen Unterstützungsge-
suchen»). Hinzu kommt, dass Firmenwerte (z.B. Autos, Einrichtungen, Mittel auf dem 
Geschäftskonto), die grundsätzlich für die selbständige Erwerbstätigkeit gebraucht wer-
den, während der ausserordentlichen Lage bei der Bedarfsbemessung nicht zu berück-
sichtigen sind. 
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Besonderes zu Unterstützungsgesuchen von Personen ohne Lohnfortzahlung 

• Wenn Personen über keinen Anspruch auf Lohnfortzahlung verfügen (z.B. im Stunden-
lohn Angestellte) oder wenn ihnen gekündigt wird und sie keine ALV-Taggelder geltend 
machen können, gelten die allgemeinen Empfehlungen zur vereinfachten Prüfung von 
Unterstützungsansprüchen (vgl. «Allgemeines zu neuen Unterstützungsgesuchen»). Bei 
der Ausrichtung von Sozialhilfe ist mittels Rückerstattungsverpflichtung und Abtretung 
allfälliger staatlicher Entschädigungen oder Versicherungsleistungen für Folgeschäden 
eine Rückerstattung sicherzustellen. Unterstützten Personen ist die Auflage zu erteilen, 
dass sie allfällige staatliche Entschädigungen oder Versicherungsleistungen für Folge-
schäden geltend machen.  

5. Massnahmen für Bildung, berufliche und soziale  
Integration 

Massnahmen für Bildung und berufliche und soziale Integration sind 
während der ausserordentlichen Lage im bisherigen Rahmen vielfach 
nicht mehr durchführbar und in diesen Fällen zu sistieren. In anderen 
Fällen können sie unter gewissen Bedingungen fortgeführt werden. 

Namentlich in folgenden Situationen können Massnahmen für Bildung sowie berufliche und 
soziale Integration fortgeführt werden: 

• Massnahmen können weitergeführt werden, wenn sie zur physischen und psychischen 
Gesundheit der Teilnehmenden beitragen und die Vorschriften des Bundes eingehalten 
werden. Besonders gefährdete Personen dürfen nicht zugelassen werden. 

• Ebenfalls weitergeführt werden können Massnahmen, durch die wesentliche Dienstleis-
tungen für die Aufrechterhaltung der nötigen öffentlichen und privaten Dienstleistun-
gen erbracht werden (z.B. Hauslieferservice, Wäschereien für Pflegeheime, Caritas-
märkte, Einkaufsservice-Dienste). 

• Bildungsangebote, die über digitale Kanäle im Fernunterricht angeboten werden, sollen 
weitergeführt werden. 
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